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Unzufriedenheit mit der Poli-
tik Aus der Industrie geht ein 
blauer Brief an die Bundesre-
gierung: Die Antwort auf die 
CEO-Zusatzfrage „Welche 
Schulnote würden Sie der Bun-
desregierung geben?“ ist Beleg 
für die große Unzufriedenheit 
der Entscheider mit der Stand-
ortpolitik der Bundesregie-
rung. Durchschnittsnote: 4,66. 

Zu einem ähnlichen Ergebnis 
kommt auch das sogenannte 
Elite-Panel der Meinungsfor-
scher aus Allensbach.  Beson-
ders großen Nachholbedarf 
gibt es in den Augen der Unter-
nehmer  bei den Themen Ener-
giepolitik und Bürokratie. Aber 
auch bei Digitalisierung und 
Bildung stellen die Befragten  
große Defizite fest.

Der Ausblick von wvib-Haupt-
geschäftsführer   Christoph 
Münzer: „Wenn in Berlin der 
politische Betrieb wieder star-
tet, muss es darum gehen, wie 
man diesen Abschwung wir-
kungsvoll bekämpft. Der 
Standort Deutschland rutscht 
international stetig weiter ab. 
Die Bundesregierung hat den 
Schuss noch nicht gehört.“  

Erwartungen der Unternehmer

satzentwicklung weiter positiv 
ist – die Erwartungen sind es 
nicht: 32,6 Prozent der befrag-
ten Unternehmen rechnen in 
den nächsten sechs Monaten 
mit sinkenden Umsätzen – da-
gegen erwarten nur 28,4 Pro-
zent steigende Umsätze. Der 
Rest – 39 Prozent – erwartet 
keine Veränderung. Verrechnet 
man positive und negative Um-
satzentwicklung, so erhält man 
den Wert zur Geschäftslage.  Die 
Geschäftserwartung ist analog 
dazu der Saldo aus positiver 
und negativer Umsatzerwar-
tung. Aus dem Mittel zwischen 
Geschäftslage und Geschäfts-
erwartung bildet sich – wie von 
anderen Konjunkturumfragen 
bekannt – das wvib-Geschäfts-
klima. Und dieses Geschäftskli-
ma sackt ab.

Aktuell liegt das wvib-Ge-
schäftsklima bei 22 Punkten. 
Zum Ende des Jahres 2022 lag 
es bei 47,1 Punkten. Bemer-
kenswert: Lage und Erwartung 

gehen so weit auseinander wie 
schon lange nicht mehr. Zum 
Ende des ersten Halbjahrs 2023 
lag die wvib-Geschäftslage bei 
51,7 Punkten. Zum Gesamtjahr 
stand dieser Wert noch bei 63,4 
Punkten.

Kaum positive Erwartung
Deutlich drastischer ist das Bild 
bei der Geschäftserwartung: 
Aktuell ist diese mit minus 4,2 
Punkten erstmals seit dem  ers-
ten  Halbjahr 2020 wieder nega-
tiv. In der Umfrage zum Ge-
samtjahr lag der Wert bei 31,8 
Punkten.  

Zwischen den einzelnen 
wvib-Branchenclustern gibt es 
deutliche Unterschiede: Ma-
schinenbau (17,6 Prozent) so-
wie Mess- und Regeltechnik 
(15,8 Prozent) liegen mit ihren 
Umsätzen deutlich über dem 
Durchschnitt. Darunter liegen 
dagegen die Branchen Auto-
motive (11,4 Prozent), Elektro-
technik (12,6 Prozent), Kunst-

stoff (5,3 Prozent), Medizin-
technik (12,1 Prozent) und Me-
tallverarbeitung (8,2 Prozent). 
Am zuversichtlichsten blicken 
Medizintechnik und Mess- und 
Regeltechnik in die Zukunft: 
Jeweils 45,7 Prozent der befrag-
ten Unternehmen rechnen in 
den nächsten sechs Monaten 
mit steigenden Umsätzen. 

Im Maschinenbau ist man 
ebenfalls positiv: 32,9 Prozent 
gehen von steigenden Umsät-
zen aus. Andere Branchen sind 

deutlich pessimistischer. Allen 
voran die Autozulieferer.

  Nur noch 14 Prozent der be-
fragten Unternehmen aus der  
Zulieferer-Branche rechnen 
weiter mit steigenden Umsät-
zen. Nur geringfügig besser 
sind die Aussichten in der Me-
tallverarbeitungs-Branche 
(17,7 Prozent) und unter den 
Kunststoffunternehmen (20,7 
Prozent). Etwas besser steht die 
Elektrotechnik mit 24,3 Pro-
zent da. Entsprechend weit 

Zappenduster sieht es in den Augen vieler Unternehmer derzeit wirtschaftlich aus. Foto: © bluedesign – stock.adobe.com/Pixabay/Counselling

hauptstadt, von den Abläufen in der Politik 
sowie das Zusammenspiel der verschiedenen 
föderalen Ebenen. Den Auftakt der Reise mar-
kierte  der Besuch im Deutschen Bundestag 
mit einem persönlichen Gespräch zur Arbeit 
des Parlaments sowie aktuellen politischen 
Entwicklungen, mit dem Besuch von Reichs-
tagskuppel und Plenarsaal. Den Abschluss im 
Parlament bildete ein gemeinsames Foto auf 
der Dachterrasse des Reichstags. Foto: Büro Frei

Schwarzwald-Baar-Kreis. Auf Einladung 
des  CDU-Bundestagsabgeordneten Thorsten 
Frei besuchten in diesem Sommer wieder  50   
Bürger im Rahmen einer politischen Informa-
tionsfahrt Berlin. Die Gäste aus Blumberg, 
Bräunlingen, Brigachtal, Donaueschingen, 
Niedereschach, St. Georgen – darunter 16 
Vertreter des dortigen Jugendgemeinderates 
– sowie aus Villingen-Schwenningen erhielten 
viele lebendige Eindrücke von der Bundes-

50 Bürger schnuppern Hauptstadtluft

Schwarzwald-Baar-Kreis.   
Zum 2. Juli dieses Jahres trat 
nach langem Gesetzgebungs-
prozess das Hinweisgeber-
schutzgesetz als Umsetzung 
der sogenannten EU-Whistle-
blower-Richtlinie in Kraft.

 Beschäftigte in Unterneh-
men, die im Zusammenhang 
mit ihrer beruflichen Tätigkeit 
Informationen über Verstöße 
im Unternehmen erlangt ha-
ben, können diese zukünftig 
unter dem besonderen Schutz 
des Hinweisgeberschutzgeset-
zes melden.

 Dies bedeutet Handlungs-
bedarf für Unternehmen und 
die Geschäftsführungen. Wo-
rauf es  ankommt,  darüber will 
die IHK in einer Info-Veranstal-
tung im Herbst informieren. 
Aufgezeigt werden pragmati-
sche Lösungswege für mittel-
ständische Unternehmen.

 So müssen Unternehmen ab 
50 Beschäftigten verpflichtend 
einen internen Meldekanal für 
bestimmte Verstöße einrich-
ten. Für Unternehmen mit in 
der Regel 50 bis 249 Beschäftig-
ten sieht das Gesetz eine Ein-
richtungsfrist für interne Mel-
dekanäle bis zum 17. Dezember 
dieses Jahres vor. 

IHK-Jurist Stefan Villing 
weist darauf hin, „dass es die-
sen Unternehmen erlaubt ist, 
Ressourcen zu teilen und mit 

anderen Unternehmen eine ge-
meinsame Meldestelle zu be-
treiben. Außerdem kann die 
Einrichtung einer internen 
Stelle auch für Unternehmen 
unter 50 Beschäftigten sinnvoll 
sein, um eine interne Klärung 
herbeizuführen und Meldun-
gen an externe Stellen zu ver-
meiden“. 

→  Infos und eine Checkliste finden 
Unternehmen auf der IHK-Seite 
unter www.ihk.de/sbh/HinSchG.   

Infos zu Compliance und Co.
Die  IHK informiert Unternehmen über neue  Regelungen in diesem Bereich.

Betriebe müssen jetzt auf der Hut sein. Foto: © momius – stock.adobe.com

Schwarzwald-Baar-Kreis.  
Es sind harte Zeiten für Unter-
nehmer. Und glaubt man den 
Umfrageergebnissen, so wird 
sich die Schwächephase der In-
dustrie verschärfen. 

Klare Worte des wvib
Wvib-Hauptgeschäftsführer  
Christoph Münzer sagt: 
„Deutschland steckt in der Re-
zession. Die Schwarzwald AG 
hat sich in den vergangenen 
Monaten in einem schwierigen 
Umfeld gut geschlagen, aber 
die Prognosen lassen Schlim-
mes befürchten. 

Ein holpriger Streckenab-
schnitt steht uns bevor. Der 
strukturell geschwächte Orga-
nismus der Bundesrepublik 
wird von den akuten Krisen viel 
stärker getroffen. Die Kombi-
nation ist ein toxischer Krisen-
cocktail. 

Hohe Energiekosten am 
Standort, Steuern, Fachkräfte-
mangel und eine lähmende Bü-
rokratie belasten die Unterneh-
men schon länger – dazu kom-
men gestiegene Zinsen, Infla-
tion, eine schwächelnde Welt-
wirtschaft und eine zerstritte-
ne Bundesregierung. Zum kon-
junkturellen Pech kommt auch 
noch strukturelles Unglück 
hinzu.“ 

Zahlen im Detail
Für das erste Halbjahr des lau-
fenden Jahres meldeten die 
wvib-Mitgliedsunternehmen 
ein durchschnittliches – nomi-
nales – Umsatzwachstum von 
13,1 Prozent (Erstes Halbjahr  
2022: 13,7 Prozent). Dieser 
Wert ist allerdings – wie in den 
vergangenen wvib-Konjunktu-
rumfragen – nicht inflations-
bereinigt.

  Auch im Detail hat sich die 
Umsatzentwicklung verändert, 
heißt es weiter.  So vermeldeten 
knapp 72,1 Prozent der befrag-
ten Unternehmen gestiegene 
Umsätze. Im ersten Halbjahr 
2022 war dies bei 79,1 Prozent 
der Unternehmen der Fall. Ge-
sunkene Umsätze meldeten in 
der aktuellen Umfrage 20,5 
Prozent der Unternehmen. Im 
ersten Halbjahr 2022 waren es 
19 Prozent. Auch wenn die Um-

auseinander geht das 
 Geschäftsklima in den einzel-
nen Clustern. Im Automotive-
Cluster liegt es derzeit bei mi-
nus 0,5 Punkten. Zum Gesamt-
jahr betrug der Wert noch 49,4 
Punkte.

  Generell gilt: Die Kunst-
stoff-Branche beurteilt die Ge-
schäftserwartung (minus 17,2) 
nicht ganz so absolut pessimis-
tisch wie die energieintensiven 
Metallunternehmen (minus 
32,9 Punkte). Die maue Ge-
schäftserwartung ist keine dau-
erverzerrte Wahrnehmung 
chronisch pessimistischer 
Kaufleute. Die Stimmung hat 
Gründe: Die Auftragseingänge 
sind in den vergangenen sechs 
Monaten deutlich zurückge-
gangen. 

Wo zum Gesamtjahr 2022 
noch ein Plus von 6,4 Prozent 
stand, ergab die Konjunktur-
umfrage in den ersten sechs 
Monaten beispielsweise ein 
Minus von 2,2 Prozent.  Bei 46,5 
Prozent der Befragten ver-
schlechterte sich der Auftrags-
eingang, während nur 38,4 Pro-
zent einen verbesserten Auf-
tragseingang vermeldeten.  Und 
auch der Blick in die Zukunft 
der Auftragseingänge ist pessi-
mistisch: Nur noch 23 Prozent 
rechnen in den nächsten sechs 
Monaten mit steigenden, 37,5 
Prozent mit sinkenden Umsät-
zen. 

Investitionsquote 
Die Investitionsquote der 
Unternehmen hat sich übri-
gens trotzdem kaum verändert: 
In den ersten sechs Monaten 
lag sie bei rund sechs Prozent – 
im ersten Halbjahr 2022 bei 4,9 
Prozent. 

Industrie: Es ist so düster wie lange nicht
Auf den ersten Blick erscheinen die Umsätze der Industrie vergleichsweise gut – in den Prognosen für die nächsten Monate sind die Unternehmen der 
Schwarzwald AG aber so pessimistisch wie seit Beginn der Corona-Pandemie nicht mehr.


